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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Verfahren bei Änderungen des Gebiets- 
bestandes der Länder nach Artikel 29 Abs. 1 des 

Grundgesetzes 

(Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD r FDP) 

A. Problem 

In einzelnen Bundesländern werden in zunehmendem Maße 
Verwaltungs- und Gebietsreformen durchgeführt, die insbeson- 
dere zum Ziel haben, leistungsfähige und sinnvoll abgegrenzte 
Gemeinden zu schaffen. Es hat sich erwiesen, daß der Verwirk- 
lichung dieses Zieles gelegentlich bestehende Landesgrenzen 
entgegenstehen. Eine Änderung dieser Grenzen ist nach Maß- 
gabe des Gesetzes über das Verfahren bei Änderungen des 
Gebietsbestandes der Länder nach Artikel 29 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes möglich. In Einzelfällen bietet dieses Gesetz jedoch 
keine hinreichende Grundlage dafür, weil dieser Zweck von 
Gebietsänderungen noch nicht deutlich genug im Gesetz seinen 
Ausdruck findet. Es handelt sich zudem gelegentlich um Gebiets- 
teile, deren Fläche und Einwohnerzahl größer ist als es im § 1 
des Gesetzes vorgesehen ist. 

B. Lösung 

Um die von den betroffenen Bundesländern angestrebten Re- 
formen zu verwirklichen, ist die vorgeschlagene Änderung des 
Gesetzes über das Verfahren bei Änderungen des Gebiets- 
bestandes der Länder nach Artikel 29 Abs. 1 des Grundgesetzes 
geboten. Damit wird 

a) die Zielvorstellung, leistungsfähige und sinnvoll abge- 
grenzte Gemeinden zu schaffen, in das Gesetz aufgenommen, 
und 

b) die Begrenzung der Gebietsgröße und der Einwohnerzahl 
erweitert. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Verfahren bei Änderungen 
des Gebietsbestandes der Länder nach Ärtikel 29 Abs. 1 des 

Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Verfahren bei Änderungen 
des Gebietsbestandes der Länder nach Artikel 29 
Abs. 7 des Grundgesetzes vom 16. März 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 65) wird wie folgt geändert: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Grenzen zwischen Ländern können nach 
Maßgabe dieses Gesetzes geändert werden, 
wenn das Gebiet, dessen Landeszugehörigkeit 
geändert werden soll, 1000 ha nicht übersteigt 
und von nicht mehr als 500 Einwohnern bewohnt 
ist." 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Gebiet kann bis zu 1000 ha und die 
Einwohnerzahl bis zu 2000 Personen betragen, 
wenn die Änderung erfolgt, um 

a) die Landesgrenze zu begradigen, 


b) die Landesgrenze an eine topographische Ge- 
gebenheit anzulehnen, 

c) die Landesgrenze dem Verlauf von Grund- 
stücksgrenzen anzupassen, 

d) kleine Enklaven aufzuheben oder die staats- 
rechtliche Trennung geschlossener Siedlungen 
zu beseitigen, 

e) die Rechtsverhältnisse einer Straße oder eines 
Gewässers zu ordnen, 

f) Grundstücke wirtschaftlich sinnvoll zu teilen, 

g) leistungsfähige und sinnvoll abgegrenzte Ge- 
meinden zu sch affen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

A r t i k e 1 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 21. Dezember 1970 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


In einzelnen Bundesländern werden in zunehmen- 
dem Maße Verwaltungs- und Gebietsreformen 
durchgeführt, die insbesondere zum Ziel haben, 
leistungsfähige und sinnvoll abgegrenzte Gemein- 
den zu schaffen. Es hat sich erwiesen, daß der Ver- 
wirklichung dieses Zieles gelegentlich bestehende 
Landesgrenzen entgegenstehen. Eine Änderung die- 
ser Grenzen ist nach Maßgabe des Gesetzes über 
das Verfahren bei Änderungen des Gebietsbestan- 
des der Länder nach Artikel 29 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes möglich. In Einzelfällen bietet dieses Ge- 
setz jedoch keine hinreichende Grundlage dafür, 
weil dieser Zweck von Gebietsänderungen noch 
nicht deutlich genug im Gesetz seinen Ausdruck fin- 
det. Es handelt sich zudem gelegentlich um Gebiets- 


teile, deren Fläche und Einwohnerzahl größer ist als 
es im § 1 des Gesetzes vorgesehen ist. 

Um die von den betroffenen Bundesländern ange- 
strebten Reformen zu verwirklichen, ist die vorge- 
schlagene Änderung des Gesetzes über das Verfah- 
ren bei Änderungen des Gebietsbestandes der Län- 
der nach Artikel 29 Abs. 1 des Grundgesetzes ge- 
boten. Damit wird 

a) die Zielvorstellung, leistungsfähige und sinn- 
voll abgegrenzte Gemeinden zu schaffen, in das 
Gesetz aufgenommen, und 

b) die Begrenzung der Gebietsgröße und der Ein- 
wohnerzahl erweitert. 
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